
   

  

 

Stadtrat 
 

  

 
Stellungnahme 
 
Postulat Entlastung der Kreuzlinger Bürger von der bereits in Sackgebühren enthaltenen 
Entsorgungsgrundgebühr 
 
 
Am 27. März 2024 reichte Gemeinderat Georg Schulthess, Aufrecht Thurgau, das Postulat Ent-
lastung der Kreuzlinger Bürger von der bereits in Sackgebühren enthaltenen Entsorgungs-
grundgebühr ein (Beilage 1). Dieses wurde an der Gemeinderatssitzung vom 13. Juni 2024 be-
gründet (Beilage 2). 
 
 
Der Stadtrat nimmt zum Postulat wie folgt Stellung: 
 
Das Postulat fordert, die Artikel 15 bis 17 des Reglements zur Abfallbewirtschaftung der Stadt 
Kreuzlingen zu streichen und damit die städtische Entsorgungsgrundgebühr abzuschaffen.  
 
 
1 Gesetzliche Grundlagen 

Die Gemeinden sind zuständig für die Bewirtschaftung von Siedlungsabfällen sowie 
den Bau und den Betrieb der dazu erforderlichen Abfallanlagen inklusive der Sammel-
stellen (§ 6 Gesetz über die Abfallbewirtschaftung, RB 814.04, Abfallgesetz). Laut § 21 
Abfallgesetz erheben sie zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach diesem Gesetz Gebühren – 
keine Steuern – unter Beachtung der Grundsätze von Art. 32a des Umweltschutzge-
setzes (USG, SR 814.01).  
 
 

2 Gebühren 
Gebühren für die Entsorgung der Siedlungsabfälle müssen verursachergerecht und 
kostendeckend sein (Art. 32a USG). Von diesem Grundsatz darf nur in Ausnahmefällen 
abgewichen werden (Bundesamt für Umwelt, BAFU 2018, Seite 381). Art. 32a USG lässt 
bei der Umsetzung des Verursacherprinzips jedoch einen beträchtlichen Spielraum. 
Das Gesetz ermöglicht damit den Kantonen und Gemeinden, ihr Gebührenmodell den 
regionalen oder lokalen Besonderheiten anzupassen. Der gesetzliche Rahmen verlangt 
allerdings ausdrücklich Gebühren, die Art und Menge des übergebenen Abfalls berück-
sichtigen (BAFU 2018, Seite 39). Mengengebühren (z. B. Kehrichtsackgebühren) erfül-
len diese Anforderungen und werden zweckmässig mit Grundgebühren kombiniert. 

 
1 Bundesamt für Umwelt BAFU (Hrsg.) 2018: Finanzierung der Siedlungsabfallentsorgung. Vollzugshilfe für die 
verursachergerechte Finanzierung der Siedlungsabfallentsorgung. Bundesamt für Umwelt, Bern. Umwelt-Vollzug 
Nr. 1827: 79 S. 
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Diese Kombination hat sich in der Praxis bewährt und entspricht dem Verursacherprin-
zip (BAFU 2018, Seite 39).  

 
 
3 Abfallgebühren in Kreuzlingen 

Die Stadt Kreuzlingen finanziert die Ausgaben für die Abfallbeseitigung seit 1990 über 
die Kombination von Mengen- und Grundgebühr. Per 1. Januar 1990 hat der Verband 
für die Kehrichtbeseitigung der Region Mittelthurgau (heute Verband Kehrichtverwer-
tung Thurgau, KVA TG) mit seinem neuen Kehrichtabfuhr-Reglement die Sackgebühren 
auf Kehricht eingeführt (Beilage 3).  

 
Die Stadt Kreuzlingen erliess auf dasselbe Datum ihr Reglement über die Beseitigung 
und Bewirtschaftung von Siedlungsabfällen (Beilage 4). Artikel 12 regelt die Finanzie-
rung der Abfallbeseitigung und -bewirtschaftung. Die anfallenden Aufwendungen wur-
den folglich gedeckt:  

a. durch gebindebezogene Gebühren des Verbands 
b. durch die Kehrichtgrundgebühr 
c. durch gebinde- oder mengenbezogene Gebühren für andere separat gesammelte Ab-

fälle  
 

Die im Postulat gemachte Grundsatzaussage, mit der Einführung der Sackgebühren 
seien diese als alleiniges Entgelt für die Abfallbeseitigung in der Stadt Kreuzlingen ver-
sprochen worden, ist falsch.  

 
Die Entsorgungsgrundgebühr wurde im Rahmen der letztmaligen Revision des städti-
schen Abfallreglements durch den Gemeinderat an seiner Sitzung vom 8. Juli 2010 the-
matisiert und bestätigt. Die vorgängige "Kehrichtgrundgebühr" wurde damals in "Ent-
sorgungsgrundgebühr" umbenannt. Vorgängig hatten sich die Ortsparteien in einer 
separaten Vernehmlassung mehrheitlich gegen die Einführung einer separaten, men-
genabhängigen Grüngutgebühr ausgesprochen.  

 
 
4 Zusammenarbeit mit KVA Thurgau  

Die Stadt Kreuzlingen hat sich für die Bewirtschaftung ihrer Siedlungsabfälle mit ande-
ren Gemeinden zum KVA TG zusammengeschlossen. Die Verbandsgemeinden unter-
stützen den Verband bei der Erfüllung seiner Aufgaben (§ 5 Organisationsreglement 
KVA TG). Die Gemeinden sorgen dafür, dass die auf ihrem Gebiet anfallenden Abfälle 
dem Verband zukommen.  

 
Das Recycling-Konzept des KVA TG vom 1. Januar 2023 sieht vor, dass der Verband die 
Kosten für die Bewirtschaftung (Sammlung, Transport, Entsorgung) von im Konzept 
aufgelisteten Recycling- und Problemabfällen ab den Gemeindesammelstellen (z. B. 
Kehricht, Altglas, Altpapier, Altkleider, Metall) finanziert. Diese Kosten werden über die 
Sackgebühr (mengenabhängig) sowie über weitere Einnahmequellen des Verbands 
(wie Energieverkauf) gedeckt.  
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Folgende Ausnahmen fallen laut dem Recycling-Konzept weiterhin in die Zuständigkeit 
der Gemeinden:  
‒ die Bereitstellung der erforderlichen Infrastruktur (Sammelplätze und -stellen) 
‒ die Kosten für die separate Erfassung und Verwertung von Bauschutt, Tierkadavern, 

organischen Abfällen (Grüngutabfuhr), PET sowie bewilligungspflichtigen Sonder-
abfällen (z. B. Altmedikamente, Autobatterien) 

‒ kontrollpflichtige Abfälle, die nicht unter die vorgezogene Recyclinggebühr fallen 
(z. B. Altöl, Trockenbatterien) 

‒ sämtliche Abfälle und Wertstoffe, die auch in der KVA oder im RAZ kostenpflichtig 
sind 

 
Diese Kosten verbleiben nach wie vor bei den Verursacherinnen und Verursachern, 
respektive den Gemeinden.  
 
Konkret leistet die Stadt, in Ergänzung zu den Leistungen des KVA TG, folgende Aufga-
ben für die Abfallbewirtschaftung:  
‒ Betrieb und Reinigung der öffentlichen Kehrichtentsorgungsstellen 
‒ Betrieb und Reinigung der Glassammelstellen 
‒ Bau von Unterflurcontainern (seit 2014) 
‒ Bau von oberirdischen, öffentlichen Containerplätzen 
‒ Grüngutsammlung 
‒ Papiersammlung (zusammen mit Kreuzlinger Vereinen) 
‒ Kleinsperrgutsammlung  
‒ Metallsammlung 
‒ Betrieb der Tierkadaversammelstelle 
‒ Ahndung von Littering und illegaler Entsorgung 
‒ Sanierung ehemaliger städtischer Kehrichtdeponien 
‒ Verwaltung der Abfallentsorgung und Information der Bevölkerung 
 
Um diese Dienstleistungen erfüllen zu können, ist die Stadt auf Einnahmen angewie-
sen. Diese decken sie seit vielen Jahren durch die Entsorgungsgrundgebühr.  
 
Der Verband KVA Thurgau unterstützt die Verbandsgemeinden mit einem Gemeinkos-
tenbeitrag pro Einwohnerin und Einwohner sowie Jahr. Dieser ist vom Betriebsergeb-
nis abhängig und betrug in den vergangenen Jahren CHF 12.– pro Einwohnerin und 
Einwohner sowie Jahr. Der Gemeinkostenbeitrag ist zweckgebunden und deckt einen 
Teil der anfallenden städtischen Ausgaben ab.  

 
 
5 Finanzierung der städtischen Abfallentsorgung  

Innerhalb der städtischen Finanzbuchhaltung wird das Abfallwesen vorschriftsgemäss 
als "Gemeindebetrieb mit Spezialfinanzierung" (Harmonisiertes Rechnungsmodell 2, 
Kontogruppe 7301) geführt. Gemeindebetriebe unterstehen dem Grundsatz der Ei-
genwirtschaftlichkeit. Dies bedeutet, dass Betriebsleistungen grundsätzlich nur gegen 
kostendeckendes Entgelt erfolgen können. Dieses Entgelt ist prinzipiell so zu bemes-
sen, dass die gesamten Betriebskosten einschliesslich der Kapitalkosten (Zinsen und 
Abschreibungen) gedeckt sind (BAFU 2018, Seite 34).  



 

 Seite 4 

 
Die Vorfinanzierung von zukünftigen Investitionen in den Unterhalt, die Sanierung, 
den Ersatz einer Abfallanlage sowie in betriebliche Optimierungen oder zur Anpassung 
an gesetzliche Anforderungen erfolgt zwecks Reservenbildung meist über eine vorgän-
gige Erhöhung der Abfallgebühren. In Abhängigkeit von der Art der geplanten Investi-
tion sind Erhöhungen in der Grund- oder der Mengengebühr vorzunehmen. So kann 
beispielsweise die geplante Sanierung einer Sammelstelle eine höhere Grundgebühr 
zur Folge haben (BAFU 2018, Seite 42). 

 
Hauptsteuern dürfen nicht zweckgebunden für Spezialfinanzierungen verwendet wer-
den, vorbehältlich anderer gesetzlicher Regelungen (§ 52 Finanzhaushaltsgesetz, 
RB 611.1).  

 
In der Stadt Kreuzlingen beträgt die Entsorgungsgrundgebühr seit 1997 unverändert 
CHF 50.– pro Haushalt sowie CHF 100.– pro Unternehmen (exkl. MwSt.). Die Abfall-
rechnung hat sich seit 2017 (Einführung Buchhaltungssoftware VRSG FIS) wie folgt ent-
wickelt:  

 
Datum Beschreibung (alle Beträge in CHF)  Sollbetrag Habenbetrag Kontostand
31.12.2016 Eröffnung (Start Digitale Rechnungsablage) 0.00 1'725'051.30 1'725'051.30

31.12.2017 Spezialfinanzierung, Ausgleich Rechnung 
2017 0.00 33'459.32 1'758'510.62

31.12.2018 Spezialfinanzierung, Ausgleich Rechnung 
2018 0.00 98'099.35 1'856'609.97

31.12.2019 Spezialfinanzierung, Ausgleich Rechnung 
2019 0.00 71'347.55 1'927'957.52

31.12.2020 Spezialfinanzierung, Ausgleich Rechnung 
2020 0.00 39'340.38 1'967'297.90

31.12.2021 Spezialfinanzierung, Ausgleich Rechnung 
2021 565'017.94 0.00 1'402'279.96

31.12.2022 Spezialfinanzierung, Ausgleich Rechnung 
2022 0.00 270'228.53 1'672'508.49

31.12.2023 Spezialfinanzierung, Ausgleich Rechnung 
2023 601'335.55 0.00 1'071'172.94

 
Die getätigten Rückstellungen für den geplanten RAZ-Neubau mussten aufgrund der 
Privatisierung im Jahr 2020 nicht in Anspruch genommen werden. In den letzten Jah-
ren hat vor allem die Sanierung ehemaliger städtischer Kehrichtdeponien zu grossen 
Mehrausgaben in der Abfallrechnung geführt. Diese Aufgabe, wie auch die weitere Er-
stellung von Unterflurcontainern, werden auch in den nächsten Jahren zu schwer kal-
kulierbaren Mehrausgaben führen.  
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Im Folgenden nimmt der Stadtrat zu den einzelnen geforderten Massnahmen Stellung: 
 
1. Streichung von Artikel 15, 16 und 17 des Reglements über die Abfallbewirtschaftung 

der Stadt Kreuzlingen und damit die Abschaffung der Entsorgungsgrundgebühr 
Laut Bundesgerichtsentscheid2 ist es zulässig, einen Teil der mit der Bereitstellung und 
Aufrechterhaltung der Infrastruktur für die Abfallentsorgung verbundenen Kosten den 
Benutzerinnen und Benutzern durch eine mengenunabhängige Grundgebühr (sog. Be-
reitstellungsgebühr) zu überbinden und diese mit einer mengenabhängigen Gebühr 
zu verbinden. In der Stadt Kreuzlingen ist dies der Fall. Die mengenabhängige Sackge-
bühr wird mit der mengenunabhängigen Entsorgungsgrundgebühr kombiniert. Dieses 
System hat sich bewährt und ist in der Bevölkerung akzeptiert.  
 
Der Stadtrat beabsichtigt, dieses System in der bewährten Form beizubehalten.  

 
2. Sollte der Stadtrat wünschen Vorschläge zur zusätzlichen Finanzierung dieser Strei-

chung zu erhalten ist der Verfasser dieses Postulats gerne bereit entsprechende 
Budgetposten zu nennen 
Die Finanzierung des Abfallwesens muss weiterhin über die geschlossene Abfallrech-
nung (Spezialfinanzierung "Abfallbeseitigung") erfolgen. Wie ausgeführt, dürfen 
Hauptsteuern nicht, respektive nur in Ausnahmefällen, zweckgebunden für Spezialfi-
nanzierungen verwendet werden (§ 52 Finanzhaushaltsgesetz Thurgau). 
 

 
3. Möglich wäre auch einen Anteil der Sackgebühren der KVA Thurgau zu beantragen 

sie sind mehr als nur kostendeckend 
Der Stadtrat schickt hier voraus, dass er die – im Postulat nicht weiter belegte – Aus-
sage, die Sackgebühren seien mehr als nur kostendeckend, in diesem Rahmen nicht 
weiter beurteilt.  
 
Wie aufgeführt, zahlt der KVA TG, abhängig von seinem Betriebsergebnis, einen jährli-
chen Gemeinkostenbeitrag an seine Verbandsgemeinden aus. Diese decken einen Teil 
der städtischen Ausgaben im Abfallwesen ab.  
 
Es wäre, wie im Postulat vorgeschlagen, theoretisch möglich und rechtlich zulässig, alle 
anfallenden Kosten für die Abfallbeseitigung über mengenabhängige Gebühren (z. B. 
Sackgebühr, Containergebühr) zu finanzieren.  
 
Der Stadtrat erachtet dies aus folgenden Gründen nicht als zweckmässig:  
‒ Die Höhe der Kehrichtsackgebühr legt nicht die Stadt, sondern der Verband KVA TG 

fest. Der Verband muss alle 70 Gemeinden in seinem Verbandsgebiet gleich behan-
deln. Sämtliche kommunalen Abfallkosten durch die Sackgebühr des Verbands zu 
decken, widerspricht diesem Grundsatz, da die Gemeinden ganz unterschiedliche 
Aufwendungen im Abfallwesen haben können (z. B. Sanierung ehemaliger Depo-
nien). 

 
2 BGE 129 I 290; Urteil des Bundesgerichts 2P.223/2005 vom 8. Mai 2006 
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‒ Von den heute durch die Entsorgungsgrundgebühr gedeckten städtischen Kosten 
für das Entsorgungswesen kann der grosse Anteil nicht auf die einzelnen Verursa-
cherinnen und Verursacher abgewälzt werden: Bau, Unterhalt und Betrieb der Ent-
sorgungsstellen oder Sanierung der ehemaligen Kehrichtdeponien.  

‒ Auch das BAFU spricht sich gegen eine Finanzierung rein über Mengengebühren 
aus. Insbesondere könne die reine Mengengebühr aufgrund fehlender Grundge-
bühr relativ hoch ausfallen, sodass vermehrt Probleme wie Abfalltourismus und il-
legale Entsorgung auftreten können (BAFU 2018, Seite 47). Das BAFU empfiehlt das 
Gebührenmodell mit Grundgebühr und kombinierter Mengengebühr (Seite 44). 

 
 
Fazit 
Die Entsorgungsgrundgebühr ist kein Relikt, sondern neben der Kehrichtsackgebühr ein not-
wendiger, zeitgemässer und rechtmässiger Bestandteil für die Finanzierung der kommunalen 
Abfallbewirtschaftung. Die Entsorgungsgrundgebühr soll beibehalten werden.  
 
Bei einem Wegfall der Entsorgungsgrundgebühr müsste wohl mit teureren Abfallsäcken ge-
rechnet werden, damit die Stadt alle ihre Aufwände im Entsorgungswesen decken könnte. 
Denn Hauptsteuern dürfen nicht, respektive nur in Ausnahmefällen, zweckgebunden für die 
Finanzierung der Abfallentsorgung verwendet werden. Auf eine Erhöhung der Kehrichtsackge-
bühren hätte die Stadt Kreuzlingen jedoch nur einen geringen Einfluss, da diese durch den KVA 
Thurgau festgelegt werden. Letztmalig wurden die Gebühren im Jahr 2002 angepasst (nach 
unten herabgesetzt). Seither konnten sie unverändert auf dem heutigen Niveau belassen wer-
den.  
 
Eine Erhöhung der Kehrichtsackgebühren bedeutet auch einen grösseren Anreiz für Abfalltou-
rismus und illegale Entsorgung. Dies wiederum würde zu verstärkter Unordnung und Ver-
schmutzungen im Stadtgebiet und für die Stadtverwaltung zu Mehraufwänden in Reinigung 
und Vollzug führen. 
 
Die vertiefte Auseinandersetzung mit der Thematik im Rahmen dieses Postulats hat gezeigt, 
dass aufgrund sich geänderter, übergeordneter Grundlagen auch einige Grundlagen zur kom-
munalen Entsorgungsgrundgebühr überprüft und allenfalls angepasst werden sollten: 
– Einbezug der Kosten für die Bewirtschaftung der städtischen Abfallkübel und der Kosten für 

die Reinigung des öffentlichen Raums (ohne Strassen) in die Abfallrechnung 
– Präzisierung des Gebührenanteils für die Grüngutsammlung (z. B. zusätzliche Unterteilung 

der Gebühr in Haushalte/Unternehmen mit und ohne Grünflächen)  
– Einbezug weiterer Kosten, wie Häckseldienst etc. 
– Indexierung der Entsorgungsgrundgebühr an die Teuerung, da diese seit 1997 unverändert 

ist (CHF 50.– pro Wohnung/CHF 100.– pro Unternehmen)  
 
Eine Prüfung ist erst sinnvoll, nachdem der Kanton Thurgau das kantonale Abfallgesetz in Ein-
klang mit übergeordneten Gesetzesgrundlagen überarbeitet hat.  
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Antrag 
 
Sehr geehrter Herr Präsident 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Der Stadtrat empfiehlt dem Gemeinderat, das Postulat abzulehnen. 
 
 
Kreuzlingen, 1. Oktober 2024  
 
Stadtrat Kreuzlingen 
 
Thomas Niederberger, Stadtpräsident 
 
 
 
Michael Stahl, Stadtschreiber 
 
 
 
Beilagen 
1. Postulat  
2. Begründung Postulat  
3. Kehrichtabfuhr-Reglement Verband für die Kehrichtbeseitigung Region Mittelthurgau, 

1. Januar 1990 
4. Reglement über die Beseitigung und Bewirtschaftung von Siedlungsabfällen Stadt 

Kreuzlingen, 1. Januar 1990 
 
 
Mitteilung an 
– Mitglieder des Gemeinderats 
– Medien 
 









  

 

 

Gemeinderat 
 

  

Wortprotokoll 9. Sitzung des Gemeinderats Kreuzlingen der Amtsperiode 2023/2027 
22. Legislaturperiode 
 
Donnerstag, 13. Juni 2024, 19.00 Uhr 
im Rathaussaal 
 
Traktandum 
 
17.  Postulat "Entlastung der Kreuzlinger Bürger von der bereits in Sackgebühren enthaltenen Ent-

sorgungsgrundgebühr" / Begründung 
 
GR Schulthess: Ich nehme gerne die Gelegenheit wahr, das Postulat rasch zu begründen. In der Presse 
hat man sich leider darauf beschränkt zu zählen, wie viele Vorstösse eingegangen sind und sich zum 
Inhalt dieser Vorstösse bisher ausgeschwiegen. Also möchte ich das an dieser Stelle kurz ausführen. Es 
geht darum, dass man bei der Einführung der Sackgebühren vor einigen Jahren der Bevölkerung ver-
sprochen hat, man werde keine weiteren Gebühren mehr verlangen. Das entspricht auch dem Umwelt-
schutzgesetz, welches sich dafür ausspricht, dass man als Einwohner dieses Landes verbrauchsorien-
tierte Abfallkosten bezahlt. Man hat aber tatsächlich beibehalten, dass jeder Hauseigentümer zusätz-
lich jährliche pauschale Entsorgungsgebühren bezahlt. Für dasselbe wird also doppelt bezahlt. Für die 
Leute, die an dieser Stelle sagen, das ist etwas, was nur die Hauseigentümer betrifft – das ist ein Irrtum, 
das wird via Nebenkosten auch an die Mieter überwälzt und betrifft eigentlich jeden, der in dieser Stadt 
wohnt. 
Entsprechend ist die Idee, die Bevölkerung von doppelten Abfallgebühren zu entlasten. Der Gemeinde 
oder dem RAZ des Kantons würde es nicht wehtun, weil die Kosten für Abfälle stark gesunken sind, was 
die Verwertung betrifft. Die Mengen, welche die Leute in den letzten Jahren verursachen, sind dank 
der Sackgebühren ebenfalls stark gesunken. Die Steuerungswirkung hat also funktioniert, aber die an-
dere Pauschale brauchen wir nicht mehr. Nicht zuletzt kann zum Beispiel die Kehrichtverbrennung 
Weinfelden sehr viel Geld erwirtschaften, indem sie unseren Abfall verbrennt. Sie macht damit Wärme, 
die wir vielleicht in Zukunft auch noch hergeleitet bekommen. Was ich damit sagen möchte, es ist über-
haupt keine grosse Belastung oder kein grosser Verlust für die öffentliche Hand. Zudem haben wir das 
unterdessen in private Hände gelegt. Der Abfall wird in Kreuzlingen von der TIT Imhof gehändelt, man 
hat also mehr oder weniger einen planbaren, festen Betrag. Die allfällige Argumentation, dass man 
dann zuhanden der Gemeindekasse viel Geld verlieren würde, würde in der langfristigen Sicht hier 
nicht ziehen. Die Idee ist also die Entlastung der Kreuzlinger Bevölkerung von immer weiteren Gebüh-
ren und Kosten. 
 

Beilage 2 





Beilage 3





















Beilage 4
















